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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
Alles ist gesagt: Regeln für soziale Medien umsetzen und Kinder schützen  
 
 
I. Ausgangslage 
 
Selten herrschte in einer Debatte so viel Einigkeit: Kinder und Jugendliche brauchen einen 
wirksameren Schutz im digitalen Raum. Gleichzeitig müssen soziale Medien wieder Orte der 
Vernetzung, der Information und der demokratischen Teilhabe sein. Eine Regulierung muss 
deshalb Schutz, Teilhabe und Meinungsfreiheit zusammendenken. Maßnahmen dürfen nicht 
einseitig auf Ausschluss und Zugangsbeschränkungen gerichtet sein, sondern müssen Kin-
dern und Jugendlichen zugleich die Möglichkeit eröffnen, digitale Kompetenzen zu erwerben, 
Erfahrungen zu sammeln und an digitalen Kommunikations-, Bildungs- und Beteiligungsräu-
men teilzuhaben. 
 
Mit ihrem am 24. Juni 2026 veröffentlichten Abschlussbericht hat die Expertenkommission der 
Bundesregierung „Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt“ einen wichtigen Orientie-
rungsrahmen geschaffen. Die 56 Handlungsempfehlungen der Kommission reichen von Me-
dienkompetenz und Prävention über Gesundheit, Forschung und Beteiligung bis hin zu einer 
besseren Regulierung sozialer Medien. Im Mittelpunkt stehen eine von den Plattformen unab-
hängige Altersverifikation, altersgestufte Schutzstandards, mehr Nutzerkontrolle sowie eine 
stärkere Verantwortung der Plattformbetreiber. Mit ihrer 36. Handlungsempfehlung beschreibt 
die Kommission zwei mögliche Modelle einer altersgerechten Regulierung sozialer Medien. 
 
Auch der Landtag Nordrhein-Westfalen hat sich mit diesem Thema befasst. Sowohl die SPD-
Fraktion (Drucksache 18/18065) als auch die Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
(Drucksache 18/18100) haben Anträge für einen besseren Kinder- und Jugendschutz auf so-
zialen Medien eingebracht. Gemeinsam verfolgen diese Initiativen das Ziel, digitale Risiken 
wirksamer zu begrenzen, Plattformen stärker in die Verantwortung zu nehmen, Medienkom-
petenz zu fördern und den Kinderschutz sowie den Jugendmedienschutz in der digitalen Welt 
weiterzuentwickeln. Die Expertenkommission beschreibt zwei alternative Regulierungsmo-
delle: eine gesetzliche Mindestaltersgrenze sowie eine dienstspezifische, risiko- und design-
orientierte Regulierung digitaler Dienste. Auch andere europäische Staaten arbeiten derzeit 
an neuen Regulierungsansätzen. So plant Österreich Altersgrenzen auf Grundlage der euro-
päischen AVMD-Richtlinie mittels eines Bundesgesetzes durchzusetzen. Diese Ansätze sollen 
in die weitere politische Diskussion in Nordrhein-Westfalen einbezogen werden. 
 
Die Anhörung des Ausschusses für Kultur und Medien am 25. Juni 2026 bestätigt die von der 
Expertenkommission beschriebenen Problemlagen sowie die Notwendigkeit stärkerer Platt-
formverantwortung, wirksamer Schutzstandards und eines Ausbaus digitaler Bildung. Die 
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Sachverständigen – Kinderschutzbund NRW, Landesjugendring NRW, Arbeitsgemeinschaft 
Kinder- und Jugendschutz NRW, Landesanstalt für Medien NRW, Gesellschaft für Medienpä-
dagogik und Kommunikationskultur, Landesverband der Volkshochschulen NRW, Landesel-
ternschaft der integrierten Schulen in NRW sowie eingeladene Medienrechtler – kommen 
übereinstimmend zu dem Ergebnis, dass Plattformen spürbar stärker in die Verantwortung 
genommen werden müssen. Algorithmische Empfehlungssysteme, manipulative Plattformar-
chitekturen und suchtverstärkende Designmechanismen stellen erhebliche Risiken für Kinder 
und Jugendliche dar. Die Co-Vorsitzende der Expertenkommission, Nadine Schön, betonte in 
der Anhörung zudem die Bedeutung einer verbindlichen und von den Plattformen unabhängi-
gen Altersverifikation. Als eine geeignete Möglichkeit nannte sie die Nutzung der European 
Digital Identity Wallet (EUDI-Wallet), mit der sich Altersnachweise datenschutzkonform erbrin-
gen ließen, ohne sensible personenbezogene Daten an Plattformbetreiber zu übermitteln.1 
 
Ebenso wichtig wie verbindliche Schutzstandards ist der Ausbau der Medienkompetenz. Nord-
rhein-Westfalen verfügt mit dem Medienkompetenzrahmen NRW, dem Digitalcheck NRW, den 
Medienscouts NRW oder Initiativen wie fakeOFF bereits über umfassende Strukturen. Diese 
gilt es konsequent weiterzuentwickeln. Medienbildung, Schulsozialarbeit, Elternberatung, De-
mokratiebildung sowie Angebote zur Mediensuchtprävention müssen weiter ausgebaut wer-
den. Diesen Ansatz verfolgt auch die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen. In ihrem 
Antrag „Medienkompetenz für alle – Nationale Strategie des Bundes für eine lebensbeglei-
tende Medienbildung“ (BT-Drs. 21/6660) fordert sie eine gemeinsame Strategie von Bund und 
Ländern, eine dauerhafte Finanzierung der Medienbildung sowie einen Ausbau von Elternbe-
ratung, außerschulischen Angeboten und Fortbildungen. Die Vorschläge ergänzen die Emp-
fehlungen der Expertenkommission. 
 
Die Expertenkommission macht zudem auf neue Gefahren durch digitale Gewalt und Anwen-
dungen durch Künstliche Intelligenz aufmerksam – etwa durch Deepfakes, Deepnudes oder 
AI Companions. In einer ihrer Empfehlungen greift sie auch die Forderung einer „Kinder-Onli-
newache“ auf (siehe Antrag „NRW muss funktionieren: Mehr Schutz und Sicherheit im Cyber-
raum – Nordrhein-Westfalen braucht ein ‚Online-Kommissariat‘ für Kinder und Jugendliche“, 
Drucksache 18/13149). 
 
Regulierungsmaßnahmen müssen die besondere Bedeutung digitaler Räume für vulnerable 
Gruppen berücksichtigen. Dies betrifft insbesondere queere Jugendliche, Jugendliche mit Be-
hinderungen, Migrationserfahrungen oder Gewalterfahrungen sowie junge Menschen aus 
strukturschwachen oder ländlichen Regionen. Digitale Kommunikationsräume erfüllen zent-
rale Funktionen für Information, Bildung, soziale Vernetzung, Identitätsentwicklung und gesell-
schaftliche Teilhabe. Eingriffe in digitale Räume müssen diesen Funktionen Rechnung tragen. 
 
Nordrhein-Westfalen ist das größte Medienland und trägt deshalb eine besondere Verantwor-
tung, den Jugendmedienschutz in der digitalen Welt weiterzuentwickeln. Die fachlichen Grund-
lagen liegen vor: Die Empfehlungen der Expertenkommission, die Ergebnisse der Anhörung 
sowie die parlamentarischen Initiativen zeigen in dieselbe Richtung. Nun gilt es, diesen breiten 
Konsens in konkretes politisches Handeln zu übersetzen. Nordrhein-Westfalen sollte diese 
Chance nutzen und den Stein für sichere und altersgerechte soziale Medien weiter ins Rollen 
bringen – zum Schutz unserer Kinder und Jugendlichen, zur Stärkung unserer digitalen Sou-
veränität und zur Unterstützung aller Familien in diesem Land. 
  

 
1 Ausschussprotokoll 18/1258, Seite 17 f. 
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II. Der Landtag stellt fest: 
 

• Die Expertenkommission „Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt“ liefert einen 
politischen Orientierungsrahmen für die Weiterentwicklung von Kinderschutz und Ju-
gendmedienschutz im digitalen Raum. 

• Digitale Medien sind Gegenstand des Schutzes und zugleich auch Erfahrungs-, Lern- 
und Aneignungsräume. Medienkompetenz, Demokratiekompetenz und die Fähigkeit zu 
selbstbestimmter digitaler Teilhabe setzen praktische Erfahrungen und die Möglichkeit 
zur begleiteten Auseinandersetzung mit digitalen Kommunikationsräumen voraus. 

• Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf digitale Teilhabe sowie auf eine digitale 
Umgebung, die ihrem Alter und ihrem Schutzbedürfnis gerecht wird. Dafür muss man 
sie stärker beteiligen und darf nicht rein von einem adultistisch geprägten Schutzbedürf-
nis ausgehen. 

• Damit Kinder und Jugendliche einen angemessenen Umgang mit einer digitalen Welt 
und den damit verbundenen Herausforderungen haben können, müssen auch Erwach-
sene den Umgang damit erlernen.  

• Medienkompetenzförderung ist unverzichtbar, kann jedoch risikoreiche Produktgestal-
tung, fehlende Sicherheitsvorkehrungen oder Vollzugsdefizite nur bedingt kompensie-
ren. 

• Die bisherigen Altersvorgaben der Plattformbetreiber sowie die bisherige Durchsetzung 
bestehender Regulierungen reichen nicht aus, um einen wirksamen Schutz vor den 
strukturellen Risiken digitaler Plattformen sicherzustellen. 

• Medienkompetenzförderung, Prävention und die Beteiligung von Kindern und Jugendli-
chen sind unverzichtbare Bestandteile eines wirksamen Jugendmedienschutzes sowie 
eines nachhaltigen Kinderschutzes in digitalen Umgebungen. 

• Es bedarf einer gesetzlichen Grundlage für altersgerechte Schutzstandards auf Social-
Media-Plattformen. Die hierfür erforderlichen Verfahren der Altersbestimmung müssen 
unabhängig, grundrechtskonform, diskriminierungsfrei und praktisch umsetzbar ausge-
staltet sein. 

• Die Anträge der Fraktionen von SPD mit der Drucksache 18/18065 sowie von CDU und 
Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksache 18/18100 bilden gemeinsam mit den Emp-
fehlungen der Expertenkommission und den Ergebnissen der Anhörung im Ausschuss 
für Kultur und Medien vom 25. Juni 2026 eine tragfähige Grundlage für die Weiterent-
wicklung des Jugendmedienschutzes und die Stärkung des Kinderschutzes im digitalen 
Raum. 

• Mit der Volljährigkeit enden weder Schutzbedarfe noch Lern- und Bildungsprozesse. Er-
wachsene sind selbst Teil digitaler Öffentlichkeiten und denselben Plattformmechanis-
men ausgesetzt wie Kinder und Jugendliche. Schutzkonzepte können auch die digitale 
Souveränität von Erwachsenen stärken. 

 
 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 

• in Nordrhein-Westfalen die Medienbildung und Medienkompetenzförderung auf Grund-
lage der Handlungsempfehlungen (HE) der Expertenkommission weiterzuentwickeln; 
hierzu zählen insbesondere: 
o die Stärkung niedrigschwelliger Elternberatung und Familienbildung (HE 2–6), 
o die verbindliche Verankerung von Medienpädagogik in der Aus- und Weiterbildung 

pädagogischer Fachkräfte (HE 8 und HE 9), 
o die Förderung der Selbstregulationsfähigkeit von Kindern (HE 11) und die stärkere 

Berücksichtigung ihrer Erfahrungen und Perspektiven bei der Ausgestaltung von 
Medienbildungs- und Schutzkonzepten, 
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o die Einführung eines altersgerechten Grundverständnisses für Künstliche Intelli-
genz nach dem Vorbild des von der Expertenkommission vorgeschlagenen „KI-
Seepferdchens“ (HE 12), 

o die Stärkung der Algorithmen- und KI-Kompetenz in Schulen (HE 13), 
o den Ausbau von Medienscouts NRW, Schulsozialarbeit, Elternberatung sowie An-

geboten der Demokratiebildung und Medienbildung (HE 15, HE 19, HE 22 und HE 
23), 

o zusätzlich die Verankerung von Medienbildung und digitaler Kompetenz in den 
Lehrplänen sowie ihre Berücksichtigung in der Unterrichtsentwicklung auszu-
bauen, um Medienkompetenz als festen Bestandteil schulischer Bildung zu stär-
ken; 
 

• in Nordrhein-Westfalen eine verbindliche Regelung zur privaten Nutzung von Smartpho-
nes an Schulen zu schaffen und dabei klare und einheitliche Vorgaben festzulegen (HE 
16); 
 

• in Nordrhein-Westfalen zudem die Auswirkungen sozialer Medien auf junge Volljährige, 
Auszubildende, Studierende, Berufsanfängerinnen und Berufsanfänger sowie junge El-
tern wissenschaftlich untersuchen zu lassen und die Ergebnisse in zukünftige Schutz- 
und Präventionskonzepte einzubeziehen; 

 

• sich auf Ebene der Länder für eine Weiterentwicklung des Jugendmedienschutz-Staats-
vertrags (JMStV) einzusetzen und dabei die Handlungsempfehlung 44 der Experten-
kommission umzusetzen, wonach Nutzungsrisiken Künstlicher Intelligenz ausdrücklich 
im JMStV und im Jugendschutzgesetz berücksichtigt werden sollen; 

 

• sich auf Bundesebene für eine verbindliche, altersgestufte Regelung für Social-Media-
Plattformen einzusetzen; diese soll an den Anträgen der Fraktion der SPD (Drucksache 
18/18065) und der Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen (Drucksache 
18/18100) sowie an den von der Expertenkommission beschriebenen Regulierungsan-
sätzen orientiert sein: 
o für Kinder unter 13 Jahren wird die Nutzung von Social-Media-Plattformen unter-

sagt; die Anbieter werden verpflichtet, den Zugang technisch wirksam zu unterbin-
den; die Plattformbetreiber sollen bei Verstößen, beispielsweise mit empfindlichen 
Bußgeldern, sanktioniert werden; dabei sind internationale Erfahrungen systema-
tisch hinsichtlich Wirksamkeit, Umgehungsstrategien, Datenschutz, Teilhabe und 
Verlagerung auszuwerten; 

o für Jugendliche zwischen 13 und 16 Jahren müssen Plattformen verbindliche al-
tersgerechte Schutzstandards erfüllen, die den Rahmen des DSA konkretisieren; 
hierzu zählen insbesondere: 
▪ sichere Voreinstellungen für Jugendaccounts 
▪ die Einschränkung algorithmischer Empfehlungssysteme 
▪ der Verzicht auf personalisierte Werbung und personalisierte Inhaltsausspie-

lung 
▪ die Deaktivierung sucht- und nutzungsverstärkender Designmechanismen 

wie Endlos-Scrolling 
▪ datenschutzfreundliche Grundeinstellungen und standardmäßig geschützte 

Nutzerprofile 
o für Jugendliche zwischen 16 und 18 Jahren sollen abgestufte Schutzstandards 

gelten; hierzu gehören insbesondere mehr Nutzerkontrolle über algorithmische 
Empfehlungssysteme und personalisierte Inhalte sowie altersgerechte Sicher-
heits- und Datenschutzeinstellungen;  
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o für die Nutzung der Plattformen ab 18 Jahren soll geprüft werden, inwieweit be-
stimmte Schutzmechanismen altersübergreifend sinnvoll eingesetzt werden kön-
nen; hierzu gehört ein Opt-in-Modell, das algorithmische Empfehlungssysteme 
standardmäßig deaktiviert;  

o der Zugang zu den jeweiligen Versionen der Plattformen erfolgt ausschließlich 
nach einer von den Plattformen unabhängigen Altersverifikation, die grundrechts- 
und datenschutzkonform ist; dabei soll die Nutzung der EUDI-Wallet geprüft wer-
den; 

 

• sich auf Bundes- und EU-Ebene für die Umsetzung weiterer Handlungsempfehlungen 
der Expertenkommission einzusetzen; hierzu zählen insbesondere: 
o die verbindliche Einführung sicherer und altersgerechter Voreinstellungen für Ju-

gendaccounts (HE 37), 
o eine wirksame und datenschutzgerechte Altersverifikation (HE 38), 
o eine stärkere Nutzerkontrolle über algorithmische Empfehlungssysteme und In-

halte (HE 39), 
o die Schließung bestehender Schutzlücken im Digital Services Act (HE 40), 
o weitere Maßnahmen zum Schutz der Privatsphäre von Kindern, zur Regulierung 

von KI-Anwendungen, zum Schutz vor Deepfakes und digitaler Gewalt sowie zur 
Förderung vertrauenswürdiger europäischer Plattform- und Dateninfrastrukturen 
(HE 41 bis 51); 

 

• sich auf EU-Ebene für eine Harmonisierung der Altersstandards einzusetzen. 
 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Alexander Vogt 
Dr. Dennis Maelzer 
Rodion Bakum 
Dilek Engin 
 
und Fraktion 
 
 
 
 


